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Sie retten und retten
das Land in den Ruin

„Die Rechtsnormen, die bei Zahlungsunfä-
higkeit oder Überschuldung eines Schuld-
ners das Verfahren zur Liquidation und
möglichst gleichmäßigen Befriedigung der
Gläubiger, unter Umständen aber auch zur

Schuldenbereinigung und Sanierung regeln.“
Diesen keineswegs nur Rechtsexperten zugänglichen Eintrag

aus dem Lexikon der juristischen Fachbegriffe sollte man den
Politikern der schwarz-roten Regierungskoalition zusenden.
Und man sollte dabei vor allem nicht die beiden Bewerber um
die Kanzlerschaft der kommenden Legislaturperiode vergessen.
Unter deren geistiger Führung nämlich sind die Unionsparteien
und die SPD dabei, das Land in den Ruin zu retten. Erst waren
es – unter durchaus zutreffendem Hinweis auf deren „systemi-
sche“ Verbundenheit mit dem Wirtschaftskreislauf – die Ban-
ken, die im Falle ihrer wirtschaftlichen Gefährdung zu retten
seien. Dann richtete sich das Retten auf die Chiffre „Opel“, hin-
ter der alsbald die Namen von Kaufhäusern und deren wirt-
schaftliche Dachgesellschaften ins Pflichtenheft der politisch,
wirtschaftlich und sozial gebotenen Retterei drängten. Und das
immer mit dem fragenden Argument: „Können wir es uns mo-
ralisch, sozial und wirtschaftlich leisten, so viele Arbeitsplätze
verschwinden zu lassen?“

Diese Frage bei dieser Gelegenheit so zu stellen, ist irrefüh-
rend. Das Rechtsinstrument der Insolvenz dient gerade nicht
nur der Unternehmens- und Betriebsstättenschließung im Hau-
ruckverfahren. Im Unterschied zur Feststellung der umgangs-
sprachlich sogenannten „Pleite“ ist es die ausdrücklich vom Ge-
setz gestützte Aufgabe des Insolvenzverwalters, die Möglichkei-
ten der Sanierung und der Fortführung des Unternehmens zu
prüfen und zu fördern. Insofern könnte man zugespitzt sagen:
Die Pleite gehört in den ruppigen Frühkapitalismus, die Insol-
venz in das Bild einer Marktwirtschaft, die auch das Soziale
nicht aus den Augen lässt. Die Gefahr des Ruins aber liegt in der
Retterei.

Hans D. Barbier

Insolvenz mit Folgen
Der Wirtschaftsinformations-
dienst D&B Deutschland listet
auf, dass General Motors (GM)
Ende Mai 2009 in 51 Ländern
mit insgesamt 1 065 Tochter-
gesellschaften und Niederlas-
sungen vertreten war. Das Um-
satzvolumen betrug 2008 welt-
weit 181 Milliarden US-$; da-
von wurden in Europa 37,4
Milliarden US-$ erwirtschaftet. 

GM unterhält in Europa 147
Tochtergesellschaften, 38 da-
von in Deutschland. Opel be-
schäftigt insgesamt 27 225
Mitarbeiter. Dabei gehören die
Standorte in Bochum (5 300),
Eisenach (1 800), Kaiserslau-
tern (2 300) und Rüsselsheim
(16 000 Mitarbeiter) zu den
größten Arbeitgebern vor Ort.
Kein Zweifel: Die GM-Insol-
venz wirkt von Amerika aus
rund um den Globus.
www.dnbgermany.de/media/

Statistik-Kosten
Statistik kostet Geld: In der
deutschen Wirtschaft werden
jährlich 351 Millionen ¤ auf-
gewendet, um Informations-
pflichten für diverse amtliche
Statistiken zu erfüllen. Das er-
gibt sich aus dem zweiten Jah-
resbericht der Bundesregie-
rung zum Programm „Büro-
kratieabbau und bessere
Rechtsetzung“.

Die Verteilung der Kosten
auf einzelne Statistiken
schwankt stark. Die zehn kos-
tenintensivsten Einzelstatisti-
ken verursachen 81 Prozent
der jährlichen Belastung (284
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Millionen ¤). Zu diesen zehn
zählen die Außenhandelssta-
tistik sowie die Konjunktur-
statistiken für Industrie, Han-
del und andere Dienstleistun-
gen. Die Außenhandelsstatis-
tik als teuerste Erhebung wur-
de zum 1. Januar 2009 geän-
dert. Dadurch sind 9 500 der
etwa 70 000 Unternehmen,
die bisher Monat für Monat
Meldungen über ihre Waren -
ein- und Warenausgänge ans
Statistische Bundesamt lie-
fern mussten, von dieser Aus-
kunftspflicht befreit. Rechne-
risch entspricht das einer Ent-
lastung der Wirtschaft um
knapp elf Millionen ¤ pro
Jahr.

Doch was sind 351 Millio-
nen ¤ im Vergleich zur Ge-
samtsumme: Die deutsche
Wirtschaft wendet jährlich 47
Milliarden ¤ zur Erfüllung bü-
rokratischer Pflichten auf,
zum Beispiel für Anträge,
Nachweise oder statistische
Berichte. Die Kosten für Sta-
tistiken sind da mit einem An-
teil von 0,7 Prozent ver-
gleichsweise günstig. Zwi-
schen Januar 2007 und Au-
gust 2008 wurden im Rahmen
einer Bestandsmessung 9 230
Informationspflichten der
Wirtschaft ermittelt; 162
Pflichten resultieren aus der
amtlichen Statistik. 
www.bundesregierung.de

Jeans für Deutschland
Im Jahr 2008 wurden nach
Zahlen des Statistischen
Bundesamtes 141,5 Millionen



Der Automobilzulieferer Kar-
mann, die Modelleisenbahn-
bauer von Märklin, der Wä-
scheproduzent Schiesser –
sie sind, wie Tausende andere
Firmen in der aktuellen Kri-
se auch, „pleite“. Für 2008
zählte das Statistische
Bundesamt 29 291 Unterneh-
mensinsolvenzen in Deutsch-
land. Kreditauskunfteien er-
warten bis zu 35 000 Firmen-
pleiten in diesem Jahr, 20
Prozent mehr als 2008. Von
Januar bis März 2009 gab es
schon 40 Prozent mehr Insol-
venzen als im Vorjahresver-
gleich.

Arcandor und Opel sind
zwei weitere Unternehmen,
denen Gleiches droht. Das po-
litische Interesse an den
Letztgenannten liegt vermut-
lich in ihrer Größe: Bei Arcan-
dor finden gut 52 000, bei
Opel rund 27 000 Menschen
„Lohn und Brot“. 

Zahlungsunfähig und
überschuldet
Der Begriff „Insolvenz“ be-
zeichnet die Zahlungsunfä-
higkeit eines Unternehmens
oder einer Privatperson, kann
also „juristische“ und „natür-
liche Personen“ betreffen. In-
solvent wird, wer nicht mehr
in der Lage ist, fällige Zah-
lungspflichten zu erfüllen.
Neben der drohenden oder
bereits eingetretenen Zah-
lungsunfähigkeit kann auch
die Überschuldung das Insol-
venzverfahren auslösen.
Überschuldet ist ein Unter-

nehmen, wenn das gesamte
Vermögen die bestehenden
Verbindlichkeiten nicht mehr
deckt.

In beiden Fällen folgt ein
Insolvenzverfahren. Eine
Unterscheidung zwischen
„geordneten“ und „ungeord-
neten“ Insolvenzverfahren
gibt es dem Gesetz nach
nicht. Der derzeit häufig ge-
nannte Begriff „geordnete In-
solvenz“ soll wohl bedeuten,
dass eine Insolvenz keines-
wegs mit wildem Durcheinan-
der einhergeht, es soll „geord-
net“ zugehen. Für jede Insol-
venz gilt das Insolvenzrecht;
das Verfahren ist also immer
„geordnet“ und kann zum Er-
gebnis haben, dass das Unter-
nehmen saniert und fortge-
führt oder – wenn wirtschaft-
lich nicht trag- und zukunfts-
fähig – „liquidiert“, also auf-
gelöst wird.

Zahlungsunfähigkeit oder
Überschuldung verpflichten
zwingend zum Insolvenzan-
trag. Drohende Zahlungsun-
fähigkeit eröffnet einem
Unternehmen die Möglich-
keit, aus eigener Entschei-
dung Insolvenz zu beantra-
gen, um eine Sanierung mög-
lichst frühzeitig in Gang zu
setzen. Der Geschäftsbetrieb
soll wieder auf eine solide Ba-
sis gestellt und fortgeführt
werden. Zwar bleibt mit Be-
ginn eines Insolvenzverfah-
rens das Ergebnis offen, nach
den rechtlichen Vorgaben der
Insolvenzordnung ist jedoch
ausdrücklich vorgesehen, das

Unternehmen möglichst zu
erhalten. 

Während Privatpersonen
nicht verpflichtet sind, eine
Insolvenz zu beantragen,
wird bei juristischen Perso-
nen (beispielsweise eine
GmbH oder eine AG) das
Unterlassen eines fristgerech-
ten Insolvenzantrages – spä-
testens innerhalb von drei
Wochen nach Erkennen von
Zahlungsunfähigkeit oder
Überschuldung – als Insol-
venzverschleppung unter
Strafe gestellt.

Sanierung als
zweite Chance
Für eine Sanierung sieht das
Insolvenzrecht in Deutsch-
land zwei Wege vor:
� Bei einer „übertragenen
Sanierung“ kauft ein Investor
das marode Unternehmen mit
dem Ziel, sich von Altlasten –
Schulden, Verträge – des be-
drohten Unternehmens zu
trennen. Es entsteht ein neu-
es Unternehmen, das die
Schulden und Altverträge des
insolventen Vorgängers nicht
übernehmen muss. Das Kern-
problem, durch neue Ge-
schäftsmodelle, Strukturen,
oder Strategien das Unter-
nehmen zu sanieren und wie-
der an den Markt zu führen,
bleibt in diesem Fall aller-
dings zunächst ungelöst.
� Die Alternative ist der In-
solvenzplan: Er zielt darauf ab,
das Unternehmen in bisheri-
ger Form fortzuführen. Gläu-
biger, Banken und Arbeitneh-
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Insolvenz: Ende und Anfang
Ein Gespenst geht um in Deutschland, das Insolvenz-Gespenst. Für die einen droht mit der In-
solvenz grundsätzlich der Unternehmens-Exitus. Andere sehen eine Insolvenz als nützliches In-
strument, um Firmen zu sanieren und wieder wettbewerbsfähig zu machen.

Jeans im Wert von 1,4 Milliar-
den ¤ nach Deutschland einge-
führt. Rund 55 Prozent der Ho-
sen kamen aus China und
Bangladesch. Der durch-
schnittliche Einfuhrwert je Ho-
se betrugt 9,57 ¤. Knapp die
Hälfte, nämlich 4,72 ¤, kostete
eine Jeanshose, wenn sie in
Bangladesch hergestellt wurde.
Die Jeans „made in China“ kos-
tete immerhin schon 6,93 ¤.

Aus China importierte
Deutschland im Vorjahr 48,5
Millionen Jeans im Wert von
335,8 Millionen ¤, aus Bangla-
desch wurden 28,6 Millionen
Hosen für 135,0 Millionen ¤ ge-
liefert. Weitere wichtige Liefer-
länder waren: die Türkei (14,7
Millionen Stück für 222,9 Milli-
onen ¤), Tunesien (5,4 Millio-
nen Stück für 101,6 Millionen
¤) und Italien (3,7 Millionen
Stück für 90,5 Millionen ¤). 

Weltweit wird die jährliche
Jeans-Produktion auf knapp 1,8
Milliarden Exemplare ge-
schätzt. 
www.destatis.de

Hoch und Tief 
bei Arbeitsplätzen
In den vergangenen zehn Jah-
ren wurden pro Arbeitstag
durchschnittlich rund 30 000
Arbeitsverhältnisse begonnen
und etwa ebenso viele been-
det. Die Zahl der Neu-Einstel-
lungen schwankt im Konjunk-
turverlauf allerdings stärker
als die Zahl der beendeten Be-
schäftigungsverhältnisse.

Die Dynamik auf dem Ar-
beitsmarkt wird wohl eher
unterschätzt: Auch im Auf-
schwung werden Mitarbeiter
entlassen – und in Krisenzei-
ten immer noch Mitarbeiter
eingestellt.
doku.iab.de/kurzber/2009/kb1309.pdf



nehmen nach dem Verfahren
seine Aktivitäten wieder un-
eingeschränkt aufnehmen. 

Auf diese Weise gelang es
2002, im Insolvenzverfahren
große Teile der vom Ende be-
drohten Babcock Borsig AG
zu retten. Als Borsig GmbH
mit Sitz Berlin bietet das
Unternehmen weiterhin seine
Leistungen an. Auch der
Schreibwarenproduzent Her-
litz konnte mithilfe einer In-
solvenz wieder in den Markt
entlassen werden. In jüngster
Vergangenheit war die Mode-
kette SinnLeffers ein Insol-
venzfall. Das Unternehmen
wird zwar mit weniger Filia-
len und Mitarbeitern weiter
bestehen, aber der entwickelte
Sanierungsplan wird rechts-
kräftig umgesetzt.

Zukunftschance, aber
keine Bestandsgarantie
Dass das Insolvenzrecht Zu-
kunftschancen für strau-
chelnde Unternehmen bietet,
hat weitere Gründe: Für drei
Monate übernimmt die
Bundesagentur für Arbeit mit
dem Insolvenzgeld die Perso-
nalkosten. Das Geld, das
sonst für Löhne und Gehälter
gezahlt werden müsste, ver-
hilft dem Unternehmen kurz-
fristig zu einer verbesserten
Finanzlage. Während des lau-
fenden Insolvenzverfahrens
ist ein Unternehmen zudem
weitgehend vor Zwangsvoll-
streckungen und dem Zugriff
einzelner Gläubiger ge-
schützt.

Wie viele Insolvenzverfah-
ren letztlich mit einer Sanie-
rung enden, wird statistisch
nicht erfasst. Eine geplante –
und vom Statistischen Bun -
desamt vorbereitete – Ände-
rung des Statistikgesetzes

mer sollen mit Zugeständnis-
sen die finanzielle Basis für ei-
ne Rettung schaffen. Fast im-
mer bedeutet das Arbeits-
platzverluste und Standort-
schließungen. Der Beitrag der
Gläubiger besteht darin, zu-
mindest auf Teile ihrer Forde-
rungen zu verzichten. Ein In-
solvenzplan muss von den
Gläubigern angenommen und
nach Zustimmung des Schuld-
ners vom Insolvenzgericht be-
stätigt werden.

Neustart ohne Altlasten
Vorteil einer Insolvenz ist,
dass ein vom Aus bedrohtes
Unternehmen von Altlasten
befreit und damit eventuell
wieder attraktiver für Kunden,
Investoren, Arbeitnehmer
oder Lieferanten wird. Die Ent-
scheidung, was geschieht,
liegt größtenteils beim Insol-
venzverwalter. Wird der Insol-
venzantrag gestellt, wählt das
zuständige Gericht einen der
rund 400 Insolvenzverwalter
in Deutschland aus und stellt
das Unternehmen unter seine
Aufsicht. Durch Eröffnung des
Insolvenzverfahrens geht die
Verfügungsgewalt über das
gesamte Firmeneigentum auf
den Insolvenzverwalter über. 

Der Verwalter muss überle-
gen, ob und wie das Unter-
nehmen fortgeführt werden
könnte. Dazu verhandelt er
unter anderem mit den Gläu-
bigern über den Verzicht auf
zumindest einen Teil ihrer
Forderungen. Das Insolvenz-
recht setzt eine tragfähige Lö-
sung zum Erhalt des Unter-
nehmens als gleichrangiges
Ziel neben die Befriedigung
der Gläubigeransprüche. Las-
sen sich die notwendigen Re -
strukturierungsmaßnahmen
umsetzen, kann das Unter-

konnte in den zehn Jahren
seit der Reform des Insol-
venzrechts noch nicht die
parlamentarischen Hürden
nehmen.

Eine Studie des „Zentrums
für Insolvenz und Sanierung“
im Auftrag des Kreditversi-
cherers Euler Hermes ergab,
dass knapp zwei Drittel der
insolventen Unternehmen mit
fünf und mehr Millionen ¤

Jahresumsatz eine Chance
auf erfolgreiche Sanierung
haben. Auch bei mittelständi-
schen Unternehmen mit ei-
nem Jahresumsatz zwischen
500 000 ¤ und fünf Millionen ¤
kann immerhin noch jedes
zweite saniert werden.

Rette, wer kann
Die Wirkung des Konkurses
als „Todesstrafe des Zivil-
rechts“ (Wilhelm Röpke), die
von Rechts wegen die wirt-
schaftliche Existenz eines
Unternehmens im Wege der
Gesamtvollstreckung vernich-
tet, trifft auf das deutsche In-
solvenzrecht nicht (mehr) zu.
Das Schicksal eines vom Aus
bedrohten Unternehmens
liegt in den Händen eines In-
solvenzverwalters, der durch
die Vorschriften des Insol-
venzrechts zu einem scho-
nenden Umgang mit den er-
haltungsfähigen Unterneh-
mensteilen verpflichtet ist.

Die Bindung an gesetzliche
Regeln, die Transparenz des
Verfahrens und die Unabhän-
gigkeit des Verwalters sind
aus heutiger Sicht die stärks -
ten Argumente für das Insol-
venzverfahren. Die Rettung
durch staatliche Hilfe unter-
liegt größeren Unwägbarkei-
ten: Politische Mehrheiten
können sich ändern; Regie-
rungskoalitionen sind uneins

über die „richtige“ Form der
Staatshilfe; Machtkalkül ent-
scheidet über das Für und Wi-
der einer Rettungsaktion.
Und wenn die Kassen des
Staates leerer und leerer wer-
den, erfolgt Hilfe verstärkt
nach dem Motto „Wer zuerst
kommt, mahlt zuerst“.

Es mag hilfreich sein, wenn
sich eine Regierung dafür
einsetzt, Unternehmen und
Arbeitsplätze zu erhalten.
Aber die Zukunft einer Bran-
che hängt weder an einem be-
stimmten Unternehmen, noch
lässt sich diese Zukunft
durch strukturkonservative
Industriepolitik sichern. Sinn -
voller wäre, den Strukturwan-
del so zu unterstützen, dass
solide Unternehmen aus eige-
ner Kraft weiter be- und neue
entstehen können. Das wird
zweifellos nicht ohne Verluste
für Gläubiger und Arbeitneh-
mer geschehen. Kein Insol-
venzrecht der Welt hilft aller-
dings bei einer Produktpalet-
te, die keiner kaufen will, bei
dauerhaften Überkapazitäten,
riskanten Fehlspekulationen
und sonstigen Management-
fehlern.

Andreas Schirmer

„Schrankenloseste Erwerbsgier ist nicht im mindesten gleich Kapitalismus,
noch weniger gleich dessen «Geist». Kapitalismus kann geradezu identisch sein
mit Bändigung, mindestens mit rationaler Temperierung, dieses irrationalen Triebes.“ 
Max Weber
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Vollbeschäftigung
Im Mai waren nach Angaben
der Bundesagentur für Arbeit
(BA) 3,458 Millionen Men-
schen ohne Arbeit, rund
127 000 weniger als im April.
Dass die Zahl im Jahresver-
gleich nicht deutlicher gestie-
gen ist, wird wiederholt mit
der hohen Kurzarbeiterzahl
begründet. Mitte Mai hat die
Bundesregierung die Bezugs-
zeit für Kurzarbeitergeld auf
24 Monate verlängert und ein
vereinfachtes Verfahren zur
Anmeldung beschlossen.

Ebenfalls positiv auf die offi-
zielle Arbeitslosenzahl wirkt

An sich setzt Soziale
Marktwirtschaft auf Eigen-
verantwortung. Ob diese ge-
stärkt und gesichert wird,
wenn eine wachsende Zahl
von Unternehmen am Tropf
des Staates hängt und Hilfs-
gelder aus staatlichen Kassen
zum Normalfall werden, ist
fragwürdig.

Geldwertstabilität
Im Mai 2009 betrug die Teue-
rungsrate im Vergleich zum
Vorjahresmonat null Prozent.
Ein gegenüber dem Vorjahr
gleiches Preisniveau wurde im
früheren Bundesgebiet zuletzt
im Mai 1987 errechnet. 

Die Verbraucher könnten
sich eigentlich freuen: Sie kön-
nen mit ihrem Einkommen ge-
nauso viel kaufen wie vor ei-
nem Jahr. Da Löhne und Gehäl-
ter der Beschäftigten gestiegen
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Die Soziale Marktwirtschaft im Juni 2009
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

eine neue Zählweise: Laut Sta-
tistik ist nicht arbeitslos, wer
an „arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen“ teilnimmt. Das
betrifft seit Neuestem auch Ar-
beitslose, die von privaten Ar-
beitsvermittlern betreut wer-
den. Nach alter Zählweise wä-
ren 20 000 Menschen zusätz-
lich arbeitslos gewesen.

Eigenverantwortung
Die Bundesregierung hat im
Rahmen ihrer Konjunkturpa-
kete ein Kreditprogramm be-
schlossen, das von der staats-
eigenen Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) umge-
setzt wird. Bis Ende Mai lagen
der KfW 1 238 Kreditanträge
vor, Kredite über 680 Millio-
nen ¤ wurden zugesagt. Das
insgesamt beantragte Kredit-
volumen betrug zu diesem
Zeitpunkt 4,95 Milliarden ¤.

Seit Dezember 2008 haben
sich mehr als 70 000 am
„Sonderprogramm“ interes-
sierte Unternehmen auf der
KfW-Webseite über das Pro-
gramm informiert. Unter dem
Motto „Konjunktur auf Tour“
fahren nun sogar zwei Info-
busse durch Deutschland, um
für die Staatshilfe zu werben. 

sind, haben sie sogar eine hö-
here Kaufkraft.

Hauptursache für die Null-
Prozent-Marke ist allerdings
ein statistischer Effekt. Im Mai
2008 Jahr lag die Inflationsrate
bei drei Prozent. Die Verbrau-
cher stöhnten damals über ge-
stiegene Kraftstoff- und Heizöl-
preise, und selbst Nahrungs-
mittel waren deutlich teurer als
zuvor. Da die Inflationsrate das
aktuelle Preisniveau mit dem
vor einem Jahr vergleicht, fallen
die Preisrekorde des Frühjah-
res 2008 nun ins Gewicht: Die
Energie- und Nahrungspreise
sind inzwischen gesunken, und
mit ihnen die Inflationsrate. Es
gibt aber keinen Grund zur Ent-
warnung: Mittel- bis langfristig
werden Konjunkturpakete und
eine lockere Geldpolitik wieder
für Preisauftrieb sorgen.

I N D E X

„Die Frühjahrsbelebung hat den Arbeitsmarkt in diesem Jahr verspätet erreicht und bringt ei-
nen deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit. Unter Berücksichtigung aller weiteren Indikato-
ren des Arbeitsmarktes darf aber auf keinen Fall von einer Trendwende gesprochen werden.“
Frank-Jürgen Weise, Vorstandsvorsitzender der Bundesagentur für Arbeit

Arbeitslose 
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Verbraucherpreise
Veränderungsraten 2009,
zum jeweiligen Vorjahresmonat

Januar 0,9 %

Februar 1,0 %

März 0,5 %

April 0,7 %

Mai 0,0 %

Quelle: Statistisches Bundesamt

„Konjunktur auf Tour“
KfW-Förderung in Milliarden ¤

Sonderprog. Unternehmen 40,0

Bauen und Sanieren 8,5

Kommunale Infrastruktur 3,0

Energieeffizienz/Innovation 1,0

Gesamt 52,5

Quelle: KfW Bankengruppe


